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nach der Inhaftierung durchzuführenden Sprecher zwischen 
dem Beschuldigten und einem Mitarbeiter der in der DDR 
akkreditierten Vertretung seines Heimatlandes sollten noch 
mehr als bisher dazu genutzt werden, Probleme der Eigen­
tumssicherung zu klären. Sowohl diese Maßnahmen als auch die 
über den Rechtsanwalt realisierten sollten in entsprechender 
Bonn dokumentiert und vom Beschuldigten gegengezeichnet wer­
den. Dies ist umso nötiger, als die Praxis bisher bewiesen 
hat. daß Mitarbeiter verschiedener ausländische# Vertretur.- 
gen bei jedem Sprecher versuchen, Anhaltspunkte über die 
Nichtgewährung der zustehend,,an-'Rechte^durch' das Untersuchungs- 
organ in Erfahrung zu l^iugön,';,h>ie danach Grundlage zur Hetze 
gegen die Rechtapflegeorjgane der DDR, insbesondere gegen das 
Untersuchungsorgan des MfS, bilden.

Im Rahmen der Bearbeitung des Ermittlungsverfahrens muß durch 
den verantwortlichen Untersuchungsführer eine Besichtigung 
des beschlagnahmten Eigentums des Beschuldigten mit dem Ziel 
erfolgen:

- noch nicht beschlagnahmte Gegenstände und Sachen, 
die als Beweismaterial im Ermittlungsverfahren ver­
wendet werden können, zur Beschlagnahme durch den 
zuständigen Staatsanwalt gemäß § 109 StPO vorzu- 
schiagen,

und

bereits beschlagnahmte Gegenstände und Sachen, die 
nicht im Zusammenhang mit begangenen Straftaten

Aufhebung der Beschlagnahme und der
Übergabe in die Effekten des Beschuldigten be­
ziehungsweise an durch diesen bevollmächtigte Per­
sonen vorzuschlagen

nicht beschlagnahmte Gegenstände und Sachen, die 
auch nicht im Zusammenhang mit begangenen Straf­
taten stehen, zur Übergabe an die Effekten des 
Beschuldigten oder an von diesen bevollmächtigte


